




















































Humanisierung der Arbeitswelt 
Mehr Menschlichkeit im Arbeitsleben zu verwirklichen, ist eine der gro­
ßen Aufgaben unserer Zeit. Die notwendige Arbeitsteilung und die sich 
daraus ergebende Spezialisierung, die Schwierigkeit, technische Entwick­
lungen und Zusammenhänge zu überblicken und zu verstehen sowie die 
fortschreitende Konzentration der Entscheidungsprozesse in vielen Be­
reichen beeinträchtigen den einzelnen in der bewußten Mitgestaltung 
seiner Arbeitswelt und hemmen seine Selbstverwirklichung. Die sich 
da.raus ergebenden Probleme und Konflikte zu lösen, ist Ziel einer auf 
die Humanisierung der Arbeitswelt ausgerichteten CDU-Politik. Dazu 
gehört die Mitbestimmung am Arbeitsplatz, die dem einzelnen Mitver­
antwortung in der Arbeitswelt garantiert, seine Persönlichkeit fördert 
und ihn vor Fremdbestimmung schützt. . 
Humanisierung der Arbeitswelt bedeutet auch Schutz am Arbeitsplatz, 
Anwendung der Arbeitsmedizin, innerbetrieblicher Umweltschutz sowie 
Abbau der Nachteile, die sich für den einzelnen aus einem stark arbeits­
teiligen Betriebsprozeß ergeben. Aber auch alle Bemühungen, die Gleich­
berechtigung der Frau am Arbeitsplatz zu verwirklichen sowie für die 
Sicherung und entsprechende Gestaltung der Arbeitsplätze für ältere Mit­
arbeiter zu sorgen, gehören zur Humanisierung der Arbeitswelt. 
Die CDU bekennt sich zu dem Grundsatz, daß die Wirtschaft dem 
Menschen dienen muß. Sie wird ihre Politik darauf ausrichten, daß auch 
in Zukunft die Würde des Menschen der Eigengesetzlichkeit der Wirt­
schaft übergeordnet bleibt. 

Industrieansiedlung 
Die Wirtschaftsstruktur des Landes Bremen bedarf dringend einer Ver­
besserung. Deshalb muß die industrielle Basis verstärkt werden, und 
zwar vor allem aus beschäftigungspolitischen Gründen, denn gesunde · 
Industriebetriebe gewährleisten attraktive Dauerarbeitsplätze. Und da.ran 
fehlt es in Bremen. 
Für eine erfolgreiche Industrieansiedlung sind aber genügend erschlos­
sene Industrieflächen und ein gutes Investitionsklima erforderlich. In 
beiden Fällen hat die SPD eklatant versagt. Der Senat hat durch seine 
investitionsfeindliche Gestaltung der Kauf- und Erbbauverträge ansied­
lungswillige Firmen abgeschreckt. Die CDU wird dies ändern und das 
Land Bremen wieder zu einem begehrten Standort für Industriebetriebe 
machen. 

so 

: · 
· pi.C: Jugendpoht:Jk der CDU ist auf die Entwicklung und Entfaltung des 
, -_ Menscht:1' m der Familie und in einer freien und offenen Gesell-
: .:.jtbft genc;htet. . 
: Ell:l.en Sc.hwe-rpUDkt der Jugendpolitik sieht die CDU in der außerschuli-
'. '. )th.en Jugendbtldt'll.J; - die ebenso wie die vors.chulische Erziehung dazu 
. !IOU, durch soziale Herkunft und 
· · Unt.c-ncluede .tln.uba.uen -, in der Förderung der körperlich, geistig und 

.tebsch belunderten Jungen Menschen und deren Ein­
m der Bebmpfung des Rauschmittel- und Drogenmißbrauchs 

Alkohohsmm. 
·()tfenthche wid ir-:ie Träger der Jugendhilfe haben ein differenziertes 
Uild-phnales Angebot m Einrichtungen und Hilfen um 
kit jungen Memchen und den Eltern die zu 
D.as l!etLt: du: Etgemtandigkeit der freien Träger der Jugendhilfe und ihre 

aus off enthchen Mitteln voraus. Einseitigkeit und Politisierung 
(b- Jugendarbeit mit unserer freiheitlichen Grundordnung un-

. 
.· Jur,istenausbildung 
" · Die CDU will ehe Ambtldung eines dem Recht im freiheitlichen, demo­
. . und &Q:rule-n Rechtsstaat verpflichteten Juristen. Die CDU 
· · .ille$, ehe- Au!ibildung strafft, intensiviert und 
· Mm<iCh.-:n lnlfi:, ehe genannten die Praxis 
· .. un\ZU..<oetttn In che\em Zusammenhang haben die Sozialwissenschaften 

Plit-i Die künftigen Richter und Verwal­
. . Rechtsmwälte und Notare dürfen aber kell1C System­

. · verpflichteten Sozialingenieure sein. Im ist es Sache 
. ck-r j>arkmcnte, Ambtldungsinhalte festzulegen; und es ist Sa.ehe der 
. · kigierungen, rucht der Uruversitäten, deren Einhaltung zu kontrollieren. 

„. •·'· 

. 

. 'Kernkraftwerk 
der Energ1epoh1lk ist die ausreichende und preisgünstige Versorgung 

' :·&r Verbrauchei nnt Lnergie. Angesichts der Anspannung auf dem 
. : Jiill'ergtetn<ltkt kann ehr: "l1cherstellung der Energieversorgung nur ?urch 

· .. n.;;uen .Bnergieangebots 
. -.; .iuch durch Forde-rung der Kernenergie. Die Entwicklung emes 

· Ene-rgic..mgebot<; muß aber auch dem Sicherheitsbedürfnis der 
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Bevölkerung voll Rechnung tragen. Aus diesem Grunde setzt sich die 
C::DU: ~ür ein.~ vor de.m Bau die regionalen Umweltprobleme be­
ruckstcht:Igt und berm Betneb von Kernkraftwerken alle Sicherheitsbe­
stimmungen erfüllt werden. 

Kinderspielplätze 
In .. unmittelbarer N~e der V! o~ungen müssen geeignete Kinderspiel­
plätze. vorhande~ sem. ~as .gilt msbesondere auch für die Altbaugebiete 
und die Neubauviertel rmt emem hohen Anteil von Mehrfamilienhäusern. 
Dazu reichen die Kinderspielplatzgesetze in Bremen und Bremerhaven 
nicht aus, die sich nur auf Kinderspielplätze für kleinere Kinder beziehen. 
V?r allem fehlen Spiel- und Bolzplätze für größere Kinder. Die Kinder­
spielplatzflächen in Bremen und Bremerhaven liegen zudem zur Hälfte 
un.te~. den For~rungen des. Goldene~ Plans von 2 qm Spiel- und Frei­
~eitfläche pro Emw~hner. Viele Entwicklungsschäden und Aggressionen 
Junger Menschen, die der Gesellschaft heute Probleme bereiten, sind nicht 
zuletzt auf das Fehlen solcher Frei- und Bewegungsräume im Kindes­
alter zurückzuführen. 

Kleingärtner 
Klein~ärten ~ilden ebenso wie Parkanlagen die Grüngürtel einer Stadt -
allerdings mit dem Unterschied, cbß öffentliche Anlagen mit Steuergel­
d.cm unterhalten werden müssen, während der Kleingärtner für die 
Fflege seines Gartens selbst aufkommt. 
~epfl~gte Kh:ing;utenanlagen gehören zu den beliebtesten Spazierwegen. 
Sie wrrken wie em Magnet auf Besucher, was ihren hohen Freizeit- und 
E.rhol~gswert unterstreicht. Darüber hinaus leistet der Kleuigärtner 
emen rucht zu unterschätzenden Beitrag zum Umweltschutz. 
Die CDU fordert deshalb, daß die vorhandenen und noch zu schaffenden 
Kle~gartengebiete als Dauerkleingartengebiete in Bebauungsplänen aus­
ge"'.'1es.~n werden und daß keine Kündigungen von Pachtverträgen für 
Klemgartner mehr erfolgen, ohne verbindliche und tenningleiche Bereit­
stellung von Ersatzgelände. 

Konzentration 
Die unkontrollierte Konzentration. wirtschaftlicher Macht stellt eine 
ernsthafte Gefährdung unserer marktwirtschaftlichen Ordnung dar. Der 
Staat hat daher die Pflicht zum Eingreifen, wenn durch Unternehmens­
zusammenschlüsse die Gefahr der Monopolisierung, d. h. des Ausschal-. 
tens eines funktionsfähigen Wettbewerbs besteht; zuständige Aufsichts-
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bclrorde dafor i8t das K.irtellamt. Bei der internationalen Verflechtung . 
~r Markte und. dem weiter steigenden Anteil mllltinationaler Konzerne 
ni"1-'i.SCn die Befügm'>l>e des Kartellamts erweitert werden; insbesondere ist 
rue:· e~ere Zm.unmenarbeit der Wettbewerbshüter auf internationaler 

. Ebetie anzu.~treben 

.Kriminalität 
. Oie Entwicklung lllSbesondere der Gewalt- und Wirtschaftskriminalität 
· .iti :Bremen und Bremerhaven ist besorgniserregend. Zum beträchtlichen 
. 'fe)lM &s auf die Jahrelange personelle Unterbesetzung und mangelhafte 
Aa~~tattuiig der Pohzr:i im Lande Bremen zurückzuführen. Diese kann 
~er viele .Aufga~n - etwa die Bekämpfung der Wirtscbaftskrimina­
litat und. de~ organmerten Verbrechens - nicht so wahn1elunen, wie es 

. ilc1 gesetzhch'- Auftrag erfordert. Die technische Ausstattung der Polizei 
1~t den neu auftretenden Gefahrenlagen anzupassen. 

. Kulturpolitik 
Im L~d Bremen be~i:eht eine aus der Tradition geborene Zusammen­
~lP~J~ privater Kulturemnchtungen mit dem Staat. Dieses System der 

< · ·-~~~lemchen und kulturellen Meinungsvielfalt muß erhalten und aus­
g~h;wt werden Die notwendige und wichtige Hilfestellung des Staates 

.. · ·ilfu. matenellen Sicherstellung der verschiedenen Träger darf nicht zur 
: <'Wtut-pohti.~chen Bevormundung dieser Institutionen führen.Jeder Ver­

. sfiith. Pragen de1 Kültwpolitik durch gesellschaftspolitische Ideologien 
· . : ... n.~~emflus~en, vmd daher zurückgewiesen. 

· -~ · ~~~~:~ugliedenmg 
.·~ ·. o;tf Ft-age de1 Lan&roeu.ghederung hat weitgehend an politischer Brisanz 
. ' yerloren In den nach 1945 gezogenen Ländergrenzen haben sich auf 

·· . die~~ Gebiete .ibge'ltrmmte Wirtschafts-, Verwaltungs- und Kulturstruk­
': .. tjKeit gc:btldet. Dte N::ughederung des Bundesgebietes würde, insbesop­
. . ·· . · ~re· 111 ckr von der F.rnst-K.ommission vorgeschlagenen Form, dem 
· : 6'rtllldgesetz widersprechen, wonach das Bundesgebiet unter Berücksich­
: .. t!1iung der landsm.um~duftlichen Verbundenheit, geschichtlichen und 
. · .,Wtarellen Zusammenhange, der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit und 
:. _.~~s 'i.Oztalen Gefuge~ neu zu gliedern ist. Dies gilt vor allem für Bremen, 
: . . ~,~ pi v:ollern Umf.mg .:kn an ein Bundesland zu stellenden Anforde­
: . ~~n cntspncht und ili zweitgrößter deutscher Seehafen wesentliche 
; · ~~-abet1 far die Bunde!>republik. Deutschland als Ganzes erfüllt. Das 

:::~{. 
,. ·· :"i:.~··:. ::·~ · · 

•";, - - ~· „~;.' ... , •• ·. „ )O ":,..,.· 
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Interesse an de~ Selb~tändigkeit B~emens entspricht also den allgemeinen 
Interess~n an emer ~vollen Gliederung der Bundesrepublik Deutsch­
land. Die Volksabstimmungen in Oldenburg und Schaumburg-Lippe 
sollten für den Bundesgesetzgeber daher der Anlaß sein, Artikel 29 GG 
aufzuheben oder so zu ändern, daß kein unmittelbarer Verfassungsauftrag 
zur Länderneugliederung mehr besteht. 

Landesplanung 
Die .Entwicklung Bremens und Bremerhavens ist untrennbar mit der 
Entwi~ung des Unterwese~aums verbunden. Diese Erkenntnis liegt 
der Grundung der „Gemewsamen Landesplanung Bremen/Nieder­
sachsen" zugrunde. Durch dieses Planungsinstrument· und insbesondere 
d~ch den gezielt:cn Einsatz der von beiden Ländern zu gleichen Teilen 
eingebrachten ~ttel sollen Infrastrukturmaßnahmen immer dort geför­
de~ we~den, wo sie der gewollten Entwicklung dienlich sind. 
Leider ist aus der „Gem~~en Landesplanungsarbeit" bisher wenig 
herausgekomme~ Das Beispiel der Kontroverse um die Nutzbarmachung 
der. L uneplate bei Bremerhaven un~ die vielen Schwierigkeiten der ge­
memsam~n S~hul- und. Verkehrs~bindung an der Landesgrenze zeigen, 
daß es die beiden Regierungen m Bremen und Hannover bisher nicht 
geschafft haben, ihre Eigeninteressen zugunsten des Gemeinschaftsinter­
esses voll zurückzustellen. Die CDU wird in Zukunft verstärkt dafür 
e!:°trc:ten, die gem~insame Landesplanung endlich zu einem funktions­
tüchngen Planungsmstrument zu entwickeln. 
Insbesondere wird es notwendig sein, daß die hremischen Behörden mit 
den U~dge~einden ~~kt die _Probleme erörtern. Bürgermeister 
K~sc~ck .lSt rucht. nur Ministerpräsident, sondern auch Bürgermeister. 
Die. bishenge Praxis der Verhandlungen auf der Ebene der Minister­
eräsidenten hat für die Bürger außer Absichtserklärungen kaum konkrete 
Anderungen gebracht. 

Landwirtschaft/Landschaftspflege 
In Bremen hat die Landwirtschaft nicht nur die Aufgabe, Nahrungsmittel 
~u erzeugen, sondei:n auch die Kulturlandschaft zu pflegen. Durch erheb­
liche W asser~te~ sind di~ für Bremen typischen Grünlandbetriebe jedoch 
von Natur aus m ihrer Existenz stark benachteiligt, so daß landeskulturelle 
Maßnahmen zur Förderung der Landwirtschaft notwendig sind. Eine lei­
s~sfähi~e Landwirtschaft ist der beste Landschaftspfleger. Ohne land­
wirtschaftliche Nutzung ist die Eigenart unserer Erholungslandschaft nicht 
zu erhalten. 
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:·Lehrermangel 
. :. Pef b1shenge allgememe Lehrermangel wurde im Lande Bremen durch 

!;~~~·-. vollig verfehlte PLmung in den Bildungsbehörden noch verstärkt. 
'.~ _\1;1~le Lehrer, die nach Bremen kommen wollten, gingen in andere Bun­
'iisfunder. da ~ie lne1 rucht rechtzeitig Zusagen bekamen. Der Lehrer­

:; in:inget ~d. mge~ichts rapide zurückgehender Geburten- und damit 
'. '.cS~ei:zahlen 114(.hLmen. Spätestens 1980 ist mit einer ausgeglichenen 
' 'Jldaitz zu rechnen. Doc;h auch bis dahin müssen die Schüler bei Klassen-
1 ~~~equenzen, ehe pa<lagogisch verantwortbar sind, unterrichtet werden. 
.. . f)äheT: .sollten alle Maßwhmen, auch solche kurzfristiger Art, ergriffen 

•·'Wrtckn, ehe dC"n derze1ugen Lehrermangel abmildern, um alsbald in allen 
:·:Schularten vemunfnge Klassenfrequenzen zu erreichen. 
.' ~ :.::-·; ..... .._-;;:~.._:..~~{ 

... ·Leistungsprinzip 
· ; Je,.d~ · Gei;elhchaft l~bt we~entlich von den ~eis°:1ngsbeit~en aller ih:rer 

.'·.\ifhcder. Ohne stanchge Leistungen würde eine wirtschaftliche und soziale 
. _ ~taS_~rnphe herew.brechen. 
: file .. CDU bekennt 'itch zum Leistungsprinzip als dem Motor von wirt-

. • . : :·~diaft.hchem, tc.chnhchem und sozialem Fortschritt. Selbstverständlich 
„ . · ~8:ß d.i.e LeJ.Stungwrlorderung an den einzelnen, den menschlich zumut­
; '.·~Ji. renonhchen Lci'>tungsmöglichkeiten entsprechen. Leistung ist für 

/ ih.i:„t.."DlT kem Selbstzweck, sondern ein zentraler Aspekt menschlicher 
/ :·-a~~~~ntfaltung und wichtigster Maßstab für die Verteilung von materiel-
, ;· .~a Gi.i~ei;u und .Anspruchen. · 
•-"" .:..:· :_.,; ... :"" „ '." „ .~ . ! : ~;„ ( .. 

; ... tei~ende Angestellte 
. , ~t~iNeuordnung do, Unternehmensrechts will die CDU ith Rahmen 
· ~-~es}41.tbe_:.timmung\modells den leitenden Angestellten angemessenes 

'. .· ~~~p~~ihetecht '!mraumen. 
; '.-~i ."±nuß em ausgewogenes Mitbestimmungskonzept die folgenden 
· ·.'~~:l).ef\lck.~1cht1.gen: 
, '.t -L~~de Angestelltl" trut besonderer Nähe zwn Vorstand können keine 

. , . Y~Ch;~e ah Arbeitnehmervertreter ausüben, 
: .ii'/~'.a~sreii:hender .M.m.d~rheitenschutz muß den Leitenden die Gewähr 
~ : ''.{~~ ~t;;_~n, daß :sie Leute ihres Vertrauens selbst bestimmen können. 

· :~.k-~C!litunmungsmodell der Union werden die Interessen aller Ar­
.. ~~~'.\ttper voll btrucksichttgt, ohne ~e Funktionsfähi~keit de~ Unter-
·,~~&:if zu gefährden Nur so läßt sich Partnerschaft un Betneb ver-

·· t~~~~eneb. : .. : ·:~~;;·; 
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Lohn- und Preisstopp 
Ein Lohn- und Preisstopp als Mittel zur Bekämpfung der Inflation wird 
von der CDU als dirigistisches Mittel strikt abgelehnt. Wie sich in allen 
Ländern, die auf dieses Mittel ihre letzte Hoffnung gesetzt hatten, gezeigt 
hat, ist der Lohn- und Preisstopp völlig ungeeignet, die wirtschaftliche 
Stabilität in einem Lande zu sichern. Immer gab es nur kurze Schein­
e~olge, der soziale Frieden wurde gestört, es gab Versorgungsschwierig­
keiten und schwarze Märkte. Als Lösung der Vernunft bietet die CDU 
demgegenüber neben den bewährten Mitteln der Geld- und Kreditpolitik 
eine Strategie zur Angleichung der verschiedenen Interessen, z. B. der 
Tarifpartner, an, um die preis- und kostentreibenden Arbeitskämpfe nicht 
zum Nachteil aller ausarten zu lassen. 

Luftverschmutzung 
Der Verschmutzung der Luft muß nicht nur durch gesetzliche Vorschrif­
ten, sondern auch durch bessere Kontrollen wirksamer begegnet werden. 
Die Zulassung von Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen ist entsprechenden 
Auflagen zu unterwerfen. 

Wir werden die Erforschung und Entwicklung umweltfreundlicher 
Energien und emissionsarmer Maschinen fördern. Mit der Errichtung 
von Fernheizkraftwerken .kann der Verschmutzung der Luft durch die 
privaten Haushalte wirksam begegnet werden. Auf Anregung der CDU 
wurde im Lande Bremen hierfür die gesetzliche Voraussetzung ge­
schaffen. 

Mittelständische Wirtschaft 
Zur Erhaltung und W eitereµtwicklung der sozialen Marktwirtschaft 
bedarf es auch einer breiten Schicht leistungsfähiger kleiner und mittlerer 
Unternehmen. Sie sind Teil unserer pluralen Gesellschaft und garantieren 
den Wettbewerb als wesentliches Strukturmerkmal einer sozialen Markt­
wirtschaft. 
Die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der mittelständischen Unter­
nehmen sowie der freien Berufe zu fördern und zu stärken sowie die 
Startchancen für die Gründung selbständiger Existenzen zu verbessern, 
ist wesentlicher Teil .der CDU-Wirtschaftspolitik. Insbesondere gilt es, 
wettbewerbsverzerrende Faktoren zu beseitigen und die Selbsthilfe im 
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Mi.tiel:~tmcl ~~fördern. Da7u ist eine Verbesserung der F.tgenkap1talauc;­
. :~~jii~ der nuttelstanch„chen Unternehmen notwendig. 
: ·\tjfu'<he Gcsamto;ituatJ.on der mittelständischen Wirtschaft zu verbt:<,c;ern, 
'. -.~~ih~ CDU em Mtttel~andsförderungsgesetz in der BremtSchen Bürger­
. ~~·ei.11gebracht 

... .. · · ;_~v::~ '\ 
· ~t\virkungsrechte in der Schule 
· '~~er. Schuler u:..1d Erziehungsberechtigte wirken verantwortlich zu­

;. ~:~.· ·mm der fafullung der Aufgabe, die Jug~nd in de~ Sch~le zum~­
. ~~!tP. und kntikbhtg~n Staatsbürgern zu erziehen. Mitbestimmung m 
: · ···4~.r·schule ist Je.doch kClll Selbstzweck, sie darf auch nicht zum Haupt-

.l~liegen der Schule ww:len. Der Hauptauftrag der Schule bleibt nach 
· ~e.: y0r ehe Venruttlung von Wissen und die Erziehung. Diesem Ziel 
}s.t . .1.~c.h die Mitbe\tiIIllllung unterzuordnen. Sie stellt aber - wenn sie 

. : ) iPnvoll gehandhabt wud - eine gute Hilfe zur Erreichung dieses Zieles 

: ··.t:.'.}~~h : 
·M··n ·';:. · u ' . 

.. · p;~ Mode~s-.c.rung der Haushalte und die veränderten Lebensgewohn­
.. i,~~~r~ haben :::u emem zunehmenden Anfall von Müll geführt. Seine 

.)~~ttttgung: vmd schon wegen der Menge und Zusammensetzung immer 
. . ··~~Wl.e.nger. Zugleich gehen der Volkswirtschaft angesichts steigender 
:. ·· B.~h$t0ffpreii>e danut wertvolle Güter verloren. Auch das Land Bremen 
·i ·'~ c;-1(.h daher mcht darauf beschränken, den Hausmüll zu verbrennen 
· .. ·.~~~:. :aüf Depomen zu lagern, sondern muß die Gewinnung von Roh­
:·: • ·.'s~~efe·n 1us. de-m Mull, gegebenenfalls durch private Unternehmer, vor­
·• . ~tteiben. Dwch mtsprechende Initiativen ist die Verwendung von Ein­
. ·-·~~gyerpackungen - vl)r allem Flaschen - auf das unbedingt nötige Maß 

. :~tii.bzu..~etzen. Soweit der Industrieabfall giftige Bestandteile enthält, ist 
·, ~nBeseittgung durch die oder auf Kosten der Hersteller vorzunehmen. 
;·~s'Venmacherpnn.zip muß, auch zur Entlastung öffentlicher Haushalte, 
~~qiletit durchgefuhrt werden. 

:~~'\:.· :~'~·~/ .. ~~ . 

~N.iedersächsisches Umland 
~ i.;.ilid Bremen t\t der Kem eines Verdichtungsgebietes, das 8000 qkm 
.~t, m dem uber 1,6 Mill Menschen leben, von denen mehr als 635 000 
{~~&U4. ~rlandwtrt~chaithche~ Arbeitsstätten ~eschäftigt sind. Taglich pen­

;~•:abet 70 000 berufstätige Personen zwischen Bremen und Bremer-
.. ,• .-
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haven sowie den niedersächsischen Nachbargemeinden. Das Land Bremen 
ist somit auf das engste mit dem niedersächsischen Umland verbunden. 

· Dieser Tatsache muß nach Auffassung der CDU durch eine Aktivierung 
der im Jahre 1963 ins Leben gerufenen Gemeinsamen Landesplanung 
Bremen-Niedersachsen mehr als bisher in der politischen Tagesarbeit 
Rechnung getragen werdeIL Anderenfalls besteht die begründete Gefahr, 
daß die Entwicklung des lJnterweserraums hinter vergleichbaren Regio­
nen zurückbleibt und sich dadurch die Arbeits- und Lebensbedingungen 
der dort wohnenden Menschen unzumutbar verschlechtern. 

N um.erus clausus 
Die intensive Bildungswerbung und Erschließung neuer Abiturienten­
Schichten sowie die Verlängerung der Studienzeiten haben trotz unge­
heurer Investitionen im Hochschulbereich zu einem großen Fehlbestand 
an Studienplätzen geführt. Zugleich sind die Kosten der Studienplätze 
auf durchschnittlich weit über 100 000 DM gestiegen. Dem Numerus 
clausus kann also nicht mit dem forcierten Bau neuer Studienplätze abge­
holfen werden, zumal wegen der rapide sinkenden Geburtenzahlen spä­
testens von 1985 an mit einem absoluten Rückgang der Abiturienten­
und damit der Studentenzahlen zu rechnen ist. Zum Abbau des Numerus 
clausus müssen die Studienzeiten durch Einführung von Regelstudien­
zeiten und Kurzstudiengängen verkürzt werden; durch sachgerechte Stu­
dienreformen müssen ohne Senkung des wissenschaftlichen Niveaus die 
Studienbelastungen entsprechend herabgesetzt werden; die Abschlüsse 
der Fachhochschulen sind, auch bei Einstellungen im öffentlichen Dienst, 
denen der Universitätsabgänger trotz Beibehaltung verschiedener Studien­
voraussetzungen anzugleichen, wn die Zahl der Überwechsler von den 
Fachhochschulen in die Universitäten herabzusetzen; das Zahlenverhält­
nis von Lehrenden und Lernenden ist zur überwindung der bestehenden 
Engpässe zu vergrößern; durch geeignete materielle Anreize ist die Be­
reitschaft der Hochschullehrer zu vergrößern, zusätzliche Lehrveran­
staltungen zu übernehmen; schließlich dürfen die Hochschulen nicht 
durch vor allem ideologisch bestimmte Reformexperimente zusätzlich 
belastet werden. 
Darüber hinaus sind die Hochschulen dadurch zu entlasten, daß attraktive 
Aufstiegswege auch für diejenigen geschaffen werden, die nicht studiert 
haben. Grundsätzlich müssen - auch beim Staat - gleichwertige beruf­
liche Ziele über ein Hochschulstudium sowie über eine durch wissen­
schaftliche Zusatzqualifikationen angereicherte berufliche Ausbildung . 
erreicht werden können. 
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' ·.;Mentlicher Dienst 
; .-~~eutung des offenthchen Dienstes in unserem stark dienstleistungs­

_<((i~~tten Wirnc.haft5- und Sozialgefüge hat in den letzten Jahren ständig 
. . ~ ~~tnornme.n. Danut <,md auch die Anforderungen an die Organisation 

·'.: ~~·die J~eistungsfalugke1t des öffentlichen Dienstes gestiegen. 
~~. · ~- \ ' ,-. 

. -.'.~~-.oft leben~w1ch11grn Aufgaben des öffentlichen Dienstes verlangen 
~ 'Loy~tät de:. Be;ruf!ibeamten. Dabei betont die CDU neben der Für­

. ~~~~lhcht des Sta.nes die besonderen Treuepflichten der Beamten als 
· ~~~f~ener. Eme; Reform des Beamtenrechts - insbesondere die Moder-

:, ,~.Menmg der Laufbah.11- und Besoldungsordnung, die Anpassung des 
, ;; ~tentwns an die Bedurfnisse einer funktionalen Verwaltung und eine 
· Y..iit:keie BeruchKhttgung des Leistungsprinzips - muß erfolgen. Der 
~· '.fi.;&fahr eml"r Aufblahung Jes öffentlichen Dienstes muß dadurch begegnet 
_: }i~i~n, daß Alle wichtigen öffentlichen Aufgaben mitdem geringstmög­
. '· ~cii;en A11fwar1d erfullt ·werden und, wo immer möglich, bisher vom Staat 
· .\~~g~nonunene Aufgaben auf den billiger arbeitenden Privatsektor 
·;~hti'agen werden Auf jeden Fall darf der Zuwachs der gesamten Per­
~·~Ya.fa.tt~gaben rucht groß~.r. sein als der nominelle Anstieg des Brutto­

.; :~~~t-~. 

: ," ~~i;}\~)-~:;'.J:· '. . 
.;~~tijcher Personennahverkehr (ÖPNV) . 
~)ltGmer Senat hat kein durchdachtes Konzept für den öffentlichen 

f·i~df.i:ei:Pi;~verkehr. D~r ~ogenannte Orientierungsrahmen 1975/85 
::~~1bt ke_m au8gewog~nes Verhältnis zwischen ÖPNV und Indivi­
.·~~fkt~. Die ihm zugrunde liegende Entscheidung, das Tangenten­
. -~~J n.t.dit .i.uszilbauen. tsi: fa.I~ch. 

/~~)i$;~:r· CDU bekennt !>1ch zum öffentlichen Personennahverkehr. 
---~~ Stadte durfen rucht durch einen ungezfigelten Individualverkehr 
~!·":t.{1iC)~ weiden. Gerade deshalb muß ein realistisches Konzept für den 
... ~·-'~.: ... : : Y:Qrgdegt werden, ~owohl für die Investitionen wie für die fort-
. . ~ik:n Folgeko„ten 

-~~o~e«emer zukunft~ouennerten Lösung sind: 
. f..:~~Fter 5>€htenemerk.elu' 

· . -~~eurugtu Ommbmv."!rkehr 
. _ . ;;_~~4,erier Ta.nverk.ebr 
·: "'!~·bll'!:Verkehrszoner1' 
: ~-~-~~~rte Park-and-nde-llysteme. 

~· „ . ! -~ . . 
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Orientierungsstufe 
Die Orientierungsstufe soll, aufbauend auf der im Primarbereich begon­
nenen gemeinsamen Grundbildung, die Entscheidung über die Schul­
laufbahn der Schüler bis zum Ende der Klasse 6 offenhalten, um sie da­
durch auf eine verläßlichere Grundlage zu stellen. Dem unterschiedlichen 
Lernverhalten und der individuellen Leistungsfähigkeit der Schüler muß 
die Orientierungsstufe innerhalb übereinstimmender Lernangebote durch 
innere und äußere Differenzierungsmaßnahmen Rechnung tragen. Das 
Prinzip der Durchlässigkeit soll dabei gewahrt bleiben. Während der 
Orientierungsstufe soll eine eingehende Eeratung der Schüler und Erzie­
hungsberechtigten durchgeführt werden, um den Eltern die Wahlent­
scheidung über den weiteren Bildungsgang ihrer Kinder möglich zu 
machen. 
Die Orientierungsstufe soll schulformunabhängig eingerichtet werden 
und alle 5. und 6. Klassen umfassen, ausgenommen die entsprechenden 
.Klassen der Sonderschulen. Sie soll Eingangsstufe der Sekundarstufe I 
werden, aber nicht den ersten Schritt zur Einführung integrierter Gesamt­
schulen bilden. 
Die CDU wird nur dann der Einführung der Orientierungsstufe im Lande 
Bremen zustimmen, wenn die dafür notwendigen pädagogischen, orga­
nisatorischen und finanziellen Vorbereitungsmaßnahmen rechtzeitig ge­
troffen worden sind. 

Osttangente 
Die Verkehrsverbindung in Bremen zwischen Rembertikreisel und 
Neuenknder Straße ist unerläßlich, wenn die Stadtteile Ostertor-Rem­
berti, Steintor, Peterswerder, die östliche Neustadt und die Altstadt von 
den Belastungen des Durchgangsverkehrs befreit werden sollen. Alle 
Investitionen für das Verkehrsnetz in den letzten zwanzig Jahren rech­
neten mit dem Bau der Osttangente. Ein Verzicht bedeutet die Gefahr 
beträchtlicher Fehlinvestitionen. Alternativen zur Osttangente gibt es 
nach Aussage des Eausenators nicht. Mit allen Fachleuten ist die CDU 
der Üherzeugung, daß Bremen einen weiteren W eserübergang in City­
nähe braucht. Es ist sehr kurzsichtig, dem Verkehr die notwendigen 
Hauptverkehrswege vorzuenthalten, denn er sucht sich seine Wege und 
sickert gegebenenfalls in bisher ruhigere Wohngebiete ein. Ein Wegfall 
der Osttangente bedeutet, daß die Wohnqualität für viele Bewohner 
Bremens vermindert würde. In jedem Falle muß gefordert werden, daß 
eine zukünftige Osttangente durch gegenwärtige Maßnahmen nicht er-
schwert oder unmöglich gemacht wird. · 
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.':illtdikale im öffentlichen Dienst 
.:~f ~tundgesetz geht. von der Übereinstimmung der demolranschen 

· ~!~. uber ehe Grundwerte des freiheitlichen, demokratischen und so­
-, ~:~·iy~ Rechtsstaate~ a:~. SC> sehr über ihre Rangfolge gestritten werden 
·• · Fm den, der i.tc.h außerhalb dieses Konsenses stellt, ist kein Platz 

. ·,~-~~~sdienst Di.e CDU begrüßt eine bundesgesetzliche Regelung über 
· • :- ~f-:· .J~:lfl.stellungworau~setzungen zur Sicherung der Rechtseinheit. Sie 
: .• «fet "itch Jedoch gcg~n Jede Aufweichung der Anforderungen an die 
. V'.,tE~~t.reue von .Bewerbern für den öffentlichen Dienst. 

tj:'' : ~: · · :\~.? 

lUdio B~~men 
, ·\Die CDU tntt fut emen selbständigen Bremer Sender ein. Gleichzeitig 

· ~a,h~. -ne ehe; offc:nthch-rechthche Struktur der Rundfunkanstalten in 
. ~t:Bwidestepubhk Deuuchland. 
-~::~lbmndiger Brc.mer Sender kann allerdings nicht Selbstzweck sein. 
-~1 5 GG bemhalta vor allem das Recht der Bürger auf Infonna-
,jii.qen. Die Sendungen des Rundfunks sollen von demokratischer Ge­
:~~ and .unbestechlicher Sac~chkeit getragen ~e~. Der Run~ 
. ~)~eh .nut allen Kr.iften fur die Ideale von Freiheit, Gerecht:1.gke1t, 
·:tf~m;it, Ouldwnke1t. und Achtung vor der einzelnen Persönlichkeit 

';:~tun(§ '2 „R.i.dio füemen"-Gesctz). 
':a}tt :S~m~r CDU nußbtlhgt die Art und Weise, mit der in der Vergangen­
'.W .'Cuaeln:e Intenddl'.'.ten bei Radio Bremen bestimmt worden sind. Sie 
~J.'~ weiter den BeM:hluß der SPD-Bürgerschaftsfraktion, mehr als 

.• '~ .:~~t~r der pohtischen Parteien in den Rundfunkr~t zu ent-

::~~~~~~~p;~:-~· :?<:fr/ ' .. 
:~ahrt ~·: :· . 
:.'~~;.sehe H~dek.sduffahrt hat in der Wirtschaft des Landes Bremen 
)i~t4~ hohen Stellenw~rt, v-on ckm die Hafenwirtschaft und die Werften 

.· -~fitt~J.en Erwa 30 Prozent der deutschen Handelsflotte haben ihren 
·, :~i'tz'Un. Lande Bremen. 
'.'~~:Squftahrtspohuk f.illt in ehe Kompetenz des Bundes. Seit etwa 1969 
: :~·:cii~ :~tsche Seescluffahrt einen tiefgreifenden Strukturwandel er­
-:~~ , N~u~ S(lufütypc.n wie Vollcontainerschiffe, Roll-on-roll-off­
.':~ und Lash-Scfuff~ zv.'lDgen ~~ erheblic~~n Investitionen und zum 

' :~f •1beralterter Tonn.i.ge. Währungspolitische Maßnahmen, DM· 
~riuflgen. fürdepotvo& hriften, steuerliche Gründe, die Lage am 

( - ,· .. 

. · ... --~;.· 
··7-/ ,'.!.:!):-:-:- . 

. rv•':: 
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Frachtmarkt u. a. m. zwangen die deutschen Reeder zum Ausflaggen eines 
Teils ihrer Flotte, ein Vorgang, der bis 1970 in der Bundesrepublik 
Deutschland unbekannt war. 
Ein Abbau der internationalen Wettbewerbsverzerrungen ist das wich­
tigste schiffahrtspolitische Ziel der CDU. 

Schulversuche 
Das Bildungssystem muß neuen pädagogischen Erkenntnissen und sich 
ständig verändernden gesellschaftlichen Anforderungen gerecht werden. 
Dafür sind sorgfältige Vorarbeiten in Form von wissenschaftlich kontrol­
lierten Schulversuchen mit Schulmodellen und neuen Unterrichtsformen 
notwendig. Dabei sind Lehrer, Schüler und Eltern schon im Planungs­
stadium heranzuziehen. Grund.legende Änderungen in der Schulorgani­
sation können nur aufgrund der Ergebnisse solcher Versuche erfolgen. Nur 
so sind Fehlplanungen zu vermeiden, die nicht nur sehr teuer sind, son­
dern auch die Lebenschancen vieler junger Menschen stark beeinträch­
tigen können. Wesentliche Voraussetzung für jede Neuordnung im 
Schulwesen ist jedoch die Oberprüfung und Neufassung der Bildungs­
inhalte und Lernziele. Dies muß im Rahmen der sogenannten Curriculum­
Entwicklung geschehen, die als fortlaufender Prozeß die Gestaltung des 
Bildungswesens zu bestimmen hat. 

Sonderschulen 
Es ist sicherzustellen, daß alle behinderten Kinder undJugendliche früh­
zeitig betreut werden, damit ihnen eine auf ihre besondere Lage zuge­
schnittene Ausbildung vermittelt wird und sie aus ihrer Randstellung in 
der Gesellschaft herauskommen. 
An einem eigenständigen Sonderschulwesen ist im Interesse der indivi­
duellen Persönlichkeitsentfaltung festzuhalten. Die sozialutopische Vor­
stellung einer Integration dieses Bereiches in das allgemeinbildende 
Schulwesen wäre kein Dienst am sonderschulbedürftigen Kind. Die 
Integration des Sonderschülers ist nicht der Weg, sondern das Ziel der 
differenzierten Betreuung. Alle Anstrengungen müssen darauf gerichtet 
sein, dem Kind die Wiedereingliederung in die allgemeinen Bildungs­
gänge zu ermöglichen. 

Soziale Marktwirtschaft 
Die CDU vertritt ein dynamisches Konzept der Sorii.len Marktwirtschaft. 
Weder grenzenloser Liberalismus noch Staatswirtschaft sozialistischer 
Prägung können auch nur annähernd eine so leistungsfähige Wirtschaft 
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und die individuellen Freiheitsrechte garantieren. Daher gibt es für uns 
kerne Alternativen. Soziale Marktwirtschaft ist die Garantie für . 
_ ehe Verwirklichung persönlicher Freiheit des einzelnen auf der Basis 
be~öglicher Lebenssicherung und zunehmen<U:n Wohlstandes, 
- ehe Entfaltung des Leistungs- und Gestaltungswillens, . 
- die Sicherung wirtschaftlicher Pluralität durch chance~le1chen Wett-
bewerb und durch wirksame Machtkontrolle und Machtteilhabe, 
_ ehe Schaffung verfügbaren persönlichen Eigentums für breite Schichten 

der Bevölkerung. . . „ 

Wrr wollen die Soziale Marktwirtschaft so fortentwickeln, daß die pe.rson-
hche Initiative gestärkt und immer m~hr-Te~be ~ gesells~haftlichen 
ur.id wirtschaftlichen Fortschritt verwirklicht wird. Die CDU ist de~b 
rnt\chieden gegen die Konzentration wirtsch~cher Macht .und für die 
Gewmnbeteiligung der Arbeitnehmer, gegen Jede Verstaatlichung und 
fur ehe Erhaltung des Privateigentums. 

Sport . 
Je c.usgedehnter die Fre~it wird und je stärker „das Interesse und ~e 
Lmt an sportlicher Betättgung wachsen, desto großer ~erden: auch die 
Anforderungen an die Sportvereine. Sie sind ohne öffentliche Hilfe außer-
~t.mde, ihre gesellschaftliche Aufgabe zu erfülle_n. . .. . . 
Die freien Träger des Sports haben ihre Bere~tsch:af"t und ihre Fähigkeit 
unter Beweis gestellt, daß sie ihre Aufgaben m eigener .v erantwort~ 
und Selbstverwaltung leisten. Deshalb ist es selbstverst~dlich, d~ V ereme 
und Verbände im Sport öffentlich ·gefördert und bei der :Erfü~ung .der 
Auf gaben unterstützt werden, die sie aus eigener Kraft allem mcht 
meistem können. . . . 
Dii! CDU Bremen bekennt sich - auch im Sport - zum ~e1s~gspnnz~p. 
Li!i8tungs- und Breitensport sind keine G_egensätze. Sie bedin.ge~. em­
.mder. Für die gezielte Förderung des Leistungssports ~uß di_~ übe~­
legung gelten, wie sich ein Höchstmaß an Erfolg ~rzi~len läßt. .. Die 
Forderung des Breitensports muß darauf ~gelegt .sein, Jedem B~~er 
ehe Möglichkeit einzuräumen, sich nach se~en Ne1gunge~ ~d Fäh_ig­
k(':iten sportlich zu betätigen. Gerade der Breitensport, der fur eme ~ttve 
Frei:Teitpflege und die Gesunderhaltung der Bev~lk~rung von gro_ßter 
Wichtigkeit ist, hat Anspruch auf verstärkte öffentliche Förderungsrmttel.. 

Stadtplanung 
B~:i. der Aufstellung des neuen Stadtentwicklungsp~s für Bremen müssen 
.ille Sachbereiche berücksichtigt werden. Dabei darf der Generalver­
kehrsplan innerhalb dieser Planungen nicht an den kommunalen Grenzen 
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haltmachen. Er muß den Siedlungsraum umfassen uud abgcstmunt sein 
mit dem Flächennutzungsplan. Die bisherigen Fehler werden um so 
deutlicher, als vergleichbare deutsche Großstädte wemger ili ehe Hälfte 
der Stadtfläche Bremens zur Verfügung haben. 

Stadtsanierung 
Stadtsanierung ist eine der großen Aufgaben unserC"t Ze1t. Das 5tädte-
bauförderungsgesetz kann dabei gute Hilfe leisten. . . 
Die Bremer SPD hat sich entschlossen, Stadtsanierung w. Bremen mit 
Hilfe einer städtischen Sanierungsgesellschaft zu betreiben Diese Ge~ll­
schaft, deren Aufsichtsratsvorsitzender der Bausenator i~1:. 1~t an pohtische 
Bes~hlüsse gebunden. Solange die SPD falsche Beschlus.'IC -etw.i.m Sachen 
Mozarttrasse - faßt. kann die Gesellschaft keine vernUnfugcn .Saruerungs­
vorschläge für das Gebiet Ostertor/Remberti machen. Die CDU hat 
durchgesetzt, daß das Recht der Betroff ~nen in ~en Saruerungsgebiea:n 
vertraglich gesichert ist (Betroffenen-Beiräte). Die CDU wrrd a.ti.ch m 
Zukunft darauf achten, daß bei allen Planungen die Belange de:r Betroff­
fenen rechtzeitig berücksichtigt werden. Nur so kann vt:1hmdert werden, 
daß - wie z. B. in Vegesack - gegen die Interessen da ßC"ttoffenen eine 
Flächensanierung durchgeführt wird. 

Steuerreform 
Das geltende Recht muß im Rahmen einer umfassenden und stufenwt>ise 
zu verwirkhchenden Steuerreform den gesellschafc.- und V\ nt-schafts­
politischen Zielen entsprechend neu gestaltet werden. Tue 5tetiergesetze 
sind so zu reformieren, daß sie einfacher, verständhc..he1 und d.mut für 
den einzelnen Bürger gerechter werden. Dazu fordert die Bremer CDU 
von einer fortschrittlichen Steuergesetzgebung: 
- die Lasten so zu verteilen, daß eine ausgewogenen: Emkommen.wer-
teilung und gerechtere Vermögensbildung bewirkt wird, . 
- eine verbesserte Eigenkapitalausstattung der Unternebmen zu erleich-

tern, 
- die Beteiligung breiter Schichten der Bevölkerung am Produkovkapital 
zu fördern, 
- eine wettbewerbsneutrale Gestaltung, 
- ein wirtschaftliches Steuersystem zu verwirklichen., durch welches das 
Steueraufkommen auf weniger Steuern als bisher konzentriert wird, 
- eine einfache Ausgestaltung, um den Verwaltungsauf:wand m VC'rtrct­
baren Grenzen zu halten und dem Staatsbürger die TJberncht zu er­
leichtern, 
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- die Berücksichtigung internationaler Konkurrenzfähigkeit der deut­
schen Wirtschaft, 
- die Harmonisierung der Steuersysteme in der EG, 
- St:uerhinterziehungen stärker zu erfassen; der Steuerflucht entgegen-
zuWU"ken. 

Strafvollzug 
Zum Problemkreis der inneren Sicherheit gehört ein moderner Strafvoll­
zug. In z. T . abbruchwürdigen Justizvollzugsanstalten sowie mit völlig 
überlastetem Personal läßt sich ein auf Resozialisation ausgerichteter 
Strafvollzug nicht ermöglichen. Das Land Bremen beschäftigt im Ver­
gleich zum Bundesgebiet die wenigsten Bewährungshelfer. Eine Reform 
des derzeitigen Strafvollzugs in Bremen ist unabdingbar. Dazu gehört 
auch Hilfe zur Resozialisation. Bevor jedoch höchst unzulänglich mit 
Reformvorhaben begonnen wird, müssen die vorhandenen Anstalten 
wenigstens funktionsfähig erhalten bzw. gemacht werden. Vor allem 
aber ist eine zügige, verbesserte Aus- und Fortbildung des vorhandenen 
Personals notwendig. 

Suchtgefahren 
Die Zahl der Drogenkonsumenten, vor allem Jugendliche und Kinder, 
ist zw.ar seit einigen Jahren wieder rückläufig, aber der harte Kem der 
Drogensüchtigen hat sich kaum verändert. Noch immer · gibt es rund 
40 000 Drogen-Dauerkonsumenten und etwa 50 000 Frührentner, die 
durch den Rauschgiftkonsum arbeitsunfähig geworden sind. 
Bei der Bekämpfung der Drogen darf nicht das starke Zunehmen des 
Jugendalkoholismus übersehen werden. Die Zahl der jungen Trinker ist 
schon weit größer als die der Drogenabhängigen; auch die sozialen wid 
wirtschaftlichen Schäden sind höher. 
Zur Bekämpfung der Suchtgefahren sind erforderlich: 
- Sachliche Aufkllirung über alle Suchtgefahren und Hintergründe in 
allen Schulen; 
- Aufklärung und Beratung der .Eltern suchtgefährdeter Jugendlicher; 
- .Beratungsstellen für Alkohol- und Drogenabhängige; 
-. ~ro~zügige Unterstützung aller freien Träger, die sich um die Reso-
zialisatton Drogen- und Alkoholabhängiger bemühen; 
- Verbot der Werbung für alle alkoholhaltigen Getränke in allen Medien. 
~.Rahmen der 1;Uus~hgiftbekämpfung ist eine härtere Bestrafung der­
Jemgen notwendig, die als· Dealer und Geschäftemacher Leben und . 
Gesundheit vieler Jugendlicher gefährden. 
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Urn."7eltsch.utz 
Umweltpolitik ist nicht nur Gefahrenabwehr, sondern sie bedeutet plan­
volle langfristige Vorsorge. Leitgedanke aller Maßnahmen ist, das Ver­
ursacherprinzip im Umweltschutz in bindende Nonnen umzusetzen. 
Die Zielkonflikte zwischen den Erfordernissen des wirtschaftlichen 
Wachstums und der Arbeitsplatzbeschaffung einerseits sowie den Erfor­
dernissen gesunder Umwelt andererseits sind nur in jedem einzelnen 
Fall auflösbar. 
Auch Land und Kommunen sind in vielen Tatigkeitsbereichen Umwelt­
verschmutzer. Für sie gelten die gleichen Maßstäbe wie für die Industrie. 
Die CDU wird alle öffentlichen Planungen und Projekte auf ihre Um­
weltfreundlichkeit prüfen. 

Umversität Bremen 
Die Bremer Universität wird den modernen Ansprüchen und den For­
derungen der Gesellschaft nicht . gerecht. Die Freiheit von Forschung 
und Lehre ist nicht gewährleistet; die meisten Hochschullehrer wurden 
in erster Linie nach politischen, nicht aber nach fachlichen Gesichts­
punkten ausgewählt; es gibt Gruppen, die offen die freiheitlich demo­
kratische Grundordnung ablehnen und Gewalt für ein legitnnes Mittel 
der Politik halten; die Mitbestinunungsregelung ist verfassungswidng. Die 
Universität hat sich gegen den Willen der CDU so etabliert.Als Opposition 
hält die CDU es für ihre Aufgabe, darauf zu achten, daß die Universität 
funktionsfähig wird, zumal schon über siebzig Millionen Mark pro Jahr 
dafür ausgegeben werden. Die Bremer Universität verfügt über eine 
personelle Situation, die sich andere Hochschulen im Bundesgebiet nur 
erträumen. Dennoch kann sie in wichtigen Bereichen kaum Ergebnisse 
und Erfolge aufweisen. Ungeachtet dessen sollen Universität und Studen­
tenzahlen von Jahr zu Jahr erweitert werden. Nach Meinung der CDU 
sollte vorerst keine weitere Ausdehnung der Unive.rsität zugelassen, keine 
weiteren Planstellen für Hochschullehrer mehr bewilligt werden, solange 
die Universität in ihrer jetzigen Größenordnung ihre Funktions- und 
Leistungsfähigkeit nicht unter Beweis gestellt hat. Allein im Haushalt 
1975 hätten so rund acht Millionen DM eingespart werden können. 

Unternehmensrecht 
Unter dem Vorsitz von CDU-Generalsekretär Prof. Kurt Biedenkopf 
und dem Vorsitzenden der Sozialausschüsse, Hans Katzer, ist eine Fach­
kommission damit beschäftigt, eine umfassende Ne~gestaltung des Unter­
Unter dem Vorsitz von CDU-Generalsekretär Prof. Kurt Biedenkopf 
und dem Vorsitzenden der Sozialausschüsse Hans Katzer ist eine Fach-
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li~h-sozialen ~dankengutes und eine Grundlage der Sozialen Marl:t­
wutschaft. Die Bremer CDU will die gleichberechtigte Kooperation 
der im Unternehmen tätigen Kräfte, denn die Würde des arbeitenden 
~enschen verlangt seine Teilhabe an den Entscheidungen, die die Be­
dingnngen für seine Arbeitswelt setzen. Eines der wichtigsten Ziele der 
Mitbestimmung ist die Humanisierung der Arbeitsbedingungen. 
Das neue Unternehmensrecht soll: 
- den im Unternehmen arbeitenden M enschen als Mitglied des Sozial­
verbandes Unternehmen behandeln und nicht wie bisher vielfach nur 
als Außenstehenden, der unter Vertrag genommen ist; 
- ein partnerschaftliches Verhältnis v,on Arbeitnehmer, Kapitaleigner und 
Unternehmensleitung gewährleisten; 
- . den ordnungspolitischen Zusammenhang von Koalitionsfreiheit, Privat­
eigentum und Unternehmensautonomie im Rahmen der Sozialen Markt„ 
wirtschaft sichern; 
- den .übergai_ig vo~ der institutionellen zur gleichberechtigten gesell­
schaftlichen Mitbestnnmnng der Arbeitnehmer ermöglichen. 

Verbraucher 
Die Rechte des Verbra~chers auf Gesundheit, Sicherheit und Rechtshilfe 
sowie auf .angemessene und wahrheitsgemäße Unterrichtung und Ver­
tretung semer Belange müssen gewährleistet sein. Die CDU wird die 
Position des Verbrauchers gegenüber Produktion und Handel überall 
dort st~ken, wo der yerbra~h~r heute nicht oder nicht mehr gleich­
berechtigter und gle1chgew1chtiger Partner in einem ausgewogenen 
Kräftespiel des Marktes ist. 
Dies gilt im privatwirtschaftlichen Bereich ebenso wie gegenüber den 
!rägern von L~~stungen der öffentlichen Hand, denen der :Bürger wegen 
ihrer Monopolis1erung häufig wehrlos ausgeliefert ist: 

Vermögensbildung 
Die Vermögenspolitik der CDU stärkt die wirtschaftliche Freiheit der 
Bürger. Sie macht aus Abhängigen - Teilhaber. 
Das Programm der CDU für eine persönliche Teilhabe der Arbeitneh­
~er am Gewinn und Kapital in der Wirtschaft ist eine Kampfansage an 
die Gegner unserer Gesellschaftsordnung; es ist überzeugende Antwort 
und konsequente Alternative zu kollektivistischen Vorstellungen. Die 
CDU lehnt daher alle Pläne ab, in denen die private Konzentration durch 
öffentliche Konzentration ersetzt und über zentrale Fonds den Bürgern 
wesentliche Verfügungsrechte vorenthalten werden sollen; ebenso un-
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vertretbar ist es, die Vermögenspolitik auf Sparförderung und ~en­
tumsbildung zu beschränken; sie soll viehnehr bewußt auf eine Ande­
rung der Verteilung des Vermögenszuwachses und damit auf einen Abbau 
der Vermögenskonzentration abzielen. 
Christlich-demokratische Vermögensbildungspolitik will erreichen, daß 
alle unselbständig Tätigen ebenso wie die selbständig Tätige? pe~ön­
liche Miteigentümer am Produktivvermögen werden und über ihr Eigen­
tumsrecht frei verfügen können. . 
Für den Erwerb dieses Eigentums erhält jeder Arbeitnehmer zusätzliches 
Einkommen, und zwar entweder als Beteiligungslohn {Ertragsbeteiligung) 
oder als investive betriebliche Gewinnbeteiligung. Die für die Vermö­
gensbildung von der Wirtschaft aufzubringenden Mittel sollen in Be­
teiligungswerten angelegt werden, damit _sie der :W~ch~. voll für 
Investitionen, Wachstum und Vollbeschäftigung bei gleichzeitiger Ver-
besserung der Finanzierungsstruktur erhalten bleiben. . . . 
Über die Möglichkeiten betrieblicher Ertrags- und Gewinnbeteiligung 
hinaus werden wir ein Konzept erarbeiten, um auch Hausfrauen und 
Rentner am Produktivvermögen der Wirtschaft zu beteiligen. 

Vollbeschäftigung 
Vollbeschäftigung ist eine Voraussetzung für den sozialen Frieden. ~aber 
muß die Vollbeschäftigung wieder hergestellt werden. W t:sentlicher 
Bestandteil dieser Politik der Arbeitsplatzsicherung ist die Verbesserung 
der einseitigen Wirtschaftsstruktur Bremens und Bremerhavens. Die 
bremische Wirtschaft ist besonders durch eine starke außenwirtschaft­
liche Abhängigkeit gekennzeichnet. Dies hat in der Vergangenheit dazu 
geführt, daß die Vollbeschäftigung im Lande Bremen selbst dann ge­
fährdet war, wenn im übrigen Bundesgebiet die Arbeitsplätze sicher 
waren. 
Die CDU wird versuchen, die gescheiterte Strukturpolitik des gegenwär­
tigen Senats aus der Sackgasse herauszuführen, um Ar~eitsplät~ zu 
erhalten, zu verbessern und zu schaffen. Dazu gehört der gezielte regionale 
und sektorale Einsatz von öffentlichen Mitteln. 

Vorschulische Erziehung . 
Eine herausragende Bedeutung für die Erhöhung de! <?hancenglei~?J1~it 
hat die vorschulische Erziehung. Die Geborgenheit m der Familie ist 
dafür eine unverzichtbare Grundlage. Darüber hinaus können Kinder­
gärten und Vorschulklassen durch eine ~~itige FörcU:rung der ~er­
sönlichkeit des Kindes und den Abbau von Milieusperren die unterschied­
lichen Startchancen der Grundschüler rechtzeitig korrigieren. Die CDU 
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wird sich deshalb für den verstärkten Ausbau der vorschulischen Ein­
richtungen einsetzen, insbesondere damit für jedes Kind im betreffenden 
Alter, das einen Kindergarten besuchen will, ein Platz vorhanden ist. 
Dies ist in absehbarer Zeit nur zu verwirklichen, wenn die Mithilfe der 
freien Träger besonders in Anspruch genommen wird. Die CDU wird 
daher die Zielsetzung ihres schon 1970 eingebrachten und von der SPD 
abgelehnten Kindergartengesetzentwurfs weiterhin verfolgen. 

Wachstum 
Ansiedlungen von Gewerbe- und Industriebetrieben dürfen nicht um 
jeden Preis erfolgen. Die Zielrichtung kann aber nicht lauten: generelle 
Beschränkung von Gewerbe- und Industrieansiedlung und damit des 
Wachstums. Es kommt darauf an, die Qualität der anzusiedelnden Be­
triebe zu verbessern und insbesondere unvertretbare negative Auswir:. 
kungen auf die Umwelt zu vermeiden. Um dieses hohe Ziel eines 
qualitativen Wachstums und damit eine Sicherung der Vollbeschäftigung, 
die Verbesserung der Verdienstmöglichkeiten und eine Verbesserung der 
Entfaltungsmöglichkeiten des Bürgers zu erreichen, bedarf es einer 
ständigen Anpassung an die Strukturveränderungen. 

Wasserreinhaltung 
Die Verschmutzung der Weser ist eines der wichtigsten Umweltpro­
bleme für das Land Bremen. Das gilt u. a. für die fehlende Klärwerk­
kapazität in Bremen und Bremerhaven und die mangelhafte Zusanunen­
arbeit mit Niedersachsen vor allem im.kommunalen Bereich. Das gilt 
ferner für die Versalzung der Weser durch den Abbau von Kali-Salzen 
in Thüringen, ohne daß die DDR-Behörden Schutzmaßnahmen ergrei­
fen würden. Da insbesondere in trockenen Jahreszeiten ein beträchtlicher 
Teil des Trinkwassers Weser-Wasser ist, kommt diesem Sachverhalt 
erhöhte Bedeutung zu. 
Die CDU in Bremen unterstützt die Bemühungen, die Wasserreinhal­
tung in Bund und Ländern einheitlich zu regeln und deswegen eine 
Bundeskompetenz zu verankern. Das befreit den Senat aber weder von 
seiner Pflicht zlir Zusammenarbeit, vor allem mit Niedersachsen, noch 
von der Verantwortung für die fehlenden Klärwerkkapazitäten im Lande 
Bremen. 

Werften 
Im Lande Bremen sind insgesamt 13 Werften - sieben in Bremen, sechs 
in Bremerhaven - ansässig. Der Schiffbau ist einer -der wichtigsten Wirt­
schaftszweige, der nicht nur auf zahkeiche Zulieferbetriebe, sondern ins-
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besondere auch auf den Beschäftigungsstand gravierende Auswirkungen 
hat. Gegenwärtig sind in diesem Bereich rund 17 000 Arbeitnehmer 
beschäftigt. 
Da die internationalen Bemühungen um Harmonisierung bzw. um Abbau 
der Schiffbaubeihilf en gegenwärtig keine entscheidenden Fortschritte 
erkennen lassen, kann auf nationale Hilfen vorerst nicht verzichtet werden. 
Besonders dringlich ist diese Problematik. bei den kleinen und mittleren 
Werften. Die CDU wird sich deshalb im Interesse der betroffenen Wirt­
schaftszweige und der dort beschäftigten Arbeitnehmer dafür einsetzen, 
daß die brernischen Werften der Wettbewerbssituation im W eltschiffba:u 
auch in Zukunft gewachsen sind. Hierzu gehören vor allem die Sicherung 
der Exportfinanzierung sowie die Gewährung von ausreichenden Investi­
tionshilfen. 

Wettbewerb 
Ein funktionierender Wettbewerb ist die Grundlage der Sozialen Markt­
wirtschaft. Er gewährleistet hohe volkswirtschaftliche Leistung und 
maximalen Freiheitsraum für die Menschen. 
Die CDU setzt sich in diesem Sinne für eine ausgewogene Marktstruktur 
aus Klein-, Mittel- und Großunternehmen ein. Die gezielte Förderung 
kleinerer und mittlerer Unternehmen stärkt den Wettbewerb. 
Die CDU fordert darüber hinaus die Bedingungen für einen funktions­
fähigen Wettbewerb ständig zu überprüfen und gegebenenfalls zu schaf­
fen. Dies gilt insbesondere dort, wo eine unkontrollierte wirtschaftliche 
Konzentration den Wettbewerb außer Kraft setzt. 

Wirtschaftskriminalität 
Die Wirtschaftskriminalität und der Mißbrauch wirtschaftlicher Macht 
sind einzudämmen und zu verhindern. Bremen gibt hier ein schlechtes 
Beispiel: Der Rückstand an Verfahren der Wirtschaftskriminalität beträgt 
zur Zeit fast vier (!) Jahre. Die materielle und personelle Ausstattung der 
Gerichte und Gewerbeaufsichtsbehörden sind dem Stand der Wirtschafts­
krirrrinali.tät anzupassen. Vor allem müssen besondere Wirtschaftsstraf­
kammern bei den Gerichten gebildet sowie entsprechend ausgebildete 
St<iatsanwälte und Wirtschaftsprüfer bereitgestellt werden. 

Wohnen 
Ein möglichst vielfältiges Wohnungsangebot muß dem Bürger zur Aus­
wahl gestellt sein, damit er seinen Ansprüchen und .Bedürfnissen Rech­
nung tragen kann. Wohnen ist aber nicht begrenzt auf die „eigenen vier 
Wände". Es umfaßt auch die Zuordnung von Dienstleistungen, von Ver-
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sorgungsmöglichkeiteti und Freizeitangeboten. Die Bedürfnisse von Fa­
milien mit Kindern und von älteren Menschen müssen dabei in besonde­
~em Maße berücksichtigt werden. Die Probleme der Kinder und Jugend­
lichen beruhen zum großen Teil auf den unzureichenden W ohnver­
hältnissen. Das gilt zumal für das Land Bremen, das im Bundesdurchschnitt 
die kleinsten Sozialwohnungen hat. Massige Demonstrativbauten und 
Betonklötze von Hochhäusern (z.B. Osterholz-Tenever, Grohner Düne 
und Leher Heide) widersprechen den Zielsetzungen der CDU von einem 
humanen, individuellen Wohnen. 
Zu einer ~bensfähigen Stadt gehört auch die Erhaltung gewachsener 
Wohngebiete. Der Altbaubestand darf nicht kommerziellen Interessen 
geopfert werden; Stadtteile mit einem hohen Anteil öffentlichen und vor 
allem auch privaten Grüns müssen erhalten werden. Stadtteilen, die dar­
über nicht verfügen, ist durch eine sachgerechte Sanierung der nötige 
Freiraum zu schaffen. 

Wohnungseigentum 
Die Vermögensbildung muß auch auf den Wohnungssektor ausgedehnt 
werden. De~alb muß breiten Schichten der BevöL1<.erung der Erwerb 
von W ohne1gentum durch Eigenkapitalhilfen für Bezieher geringer Ein­
kommen ermöglicht werden. Die Bewilligung öffentlicher Mittel für den 
sozialen Wohnungsbau soll künftig in der Weise erfolgen, daß minde­
stens die Hälfte der jährlich geförderten Wohnungen auf Familienheime, 
eigengenutzte Eigentumswohnungen, Kaufeigenheime und Kaufeigen­
tumswohnungen entfällt. Bevorzugt werden sollen Personen, deren Jah­
reseinkommen den Einkommensgrenzen des 2. Wohnungsbaugesetzes 
entsprechen. 
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